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An den Herrn 

Präsidenten des Deutsdien Bundestages 


Betn: Kleine Anfrage Nr. 332 der Fraktionen der FDP, 
DP, FU (BP-Z) - Nr. 4235 der Drucksachen - 
Erklärung des „Rates der Freien Tscheclio- 
slowakei” vom 4. Juli 1952 

In Beantwortung der Kleinen Anfrage Nr. 332 vom 26. März 1953 
betreffend Erklärung des „Rates der Freien Tschechoslowakei” 
vom 4. Juli 1952 teilt die Bundesregierung folgendes mit: 

Zu Punkt 1 *. 

Die Bundesregierung vertritt den Standpunkt, daß der Rechtsan- 
spruch auf die Heimat ein allgemeines Menschenrecht ist, und ist 
bestrebt, diesen Standpunkt zur internationalen Anerkennung zu 
bringen. 

Zwischen der Bundesregierung und Exilgruppen, gleich welcher 
Herkunft, bestehen keine diplomatischen Beziehungen. 

Zu Punkt 2: 

Der Bundesregierung liegen bisher keine Unterlagen vor, auf Grund 
deren im Sinne der geltenden gesetzlichen Bestimmungen die Tätig- 
keit des „Rates der Freien Tschechoslowakei” oder anderer tschecho- 
slowakischer Exilorganisationen auf dem Gebiete der Bundesrepublik 
als eine Gefährdung der inneren Ordnung der Bundesrepublik 
gewertet werden müßte. 

Zu Punkt 3 ; 

„Radio Free Europe” arbeitet bis zur Ratifizierung des Bonner 
Vertrages auf der Grundlage des Besatzungsstatuts, das die Rund- 
funkhoheit den Besatzungsbehörden vorbehält. Die Bundesregierung 
besitzt daher zur Zeit keinerlei rechtliche Handhabe, um auf die 
Auswahl des von „Radio Free Europe” besdiäftigten Personals 
Einfluß zu nehmen. 

Zu Punkt 4: 

Die Bundesregierung verurteilt schärfstens die Heimatvertreibung, 
insbesondere unter den unmenschlichen Umständen, unter denen 
sie gegenüber Deutschen nach 1945 erfolgt ist; deshalb hat sie sich 
auch bei jeder Gelegenheit gegen die aus dem Potsdamer Abkommen 
hergeleitete Vertreibung der deutschen Bevölkerung verwahrt. 

In Vertretung 

Dr. Hallstein 


Drude: Buchdruckerel R. Madel, Bonn. Bonner Talweg 106 



